Vertrag zugunsten Dritter, §§328 ff. BGB
I. Überblick





      Deckungsverhältnis/




      Grundverhältnis

Versprechender




Versprechensempfänger










      Zuwendungsverhältnis/









      Valutaverhältnis



      Drittverhältnis/




      Vollzugsverhältnis








Dritter = Begünstigter
1. Grundverhältnis/ Deckungsverhältnis:

Das Schuldverhältnis zwischen dem Versprechenden und dem Versprechensempfänger.

„Deckung“ bedeutet die die Gegenleistung des Versprechenden für die Leistung des Versprechensempfängers.

Die Vertragsschließenden können sich die Aufhebung des Vertragsverhältnisses gem. §328 II BGB vorbehalten, was sich auch aus den (besonderen) Umständen des Vertrags ergeben kann.

Der Versprechensempfänger kann sich das Recht vorbehalten, den Dritten einseitig zu bestimmen; §332. In der Praxis wird dies zumeist aber in der Gestalt abgedungen, dass die Bestimmung schriftlich angezeigt werden muss.

So muss z.B. der Ehemann, der in einer Lebensversicherung Ehefrau 1 als Empfängerin der Leistung bestimmt, der Lebensversicherung gegenüber einen gegenteiligen Entschluss (z.B. jetzt Ehefrau 2 einzusetzen), schriftlich anzeigen.

Grundsätzlich reicht für die Person des Dritten aus, dass diese bestimmbar ist. Voraussetzung ist also nicht einmal, dass die betreffende Person zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses schon lebt.

2. Zuwendungs- bzw. Valutaverhältnis:

Der Versprechensempfänger wendet dem Begünstigten aus dem Vertrag mit dem Versprechenden etwas zu. 

Inwiefern der Vertrag zugunsten des Dritten wirkt, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab:

Eröffnet z.B. eine Mutter ein Sparkonto, welches ihrem Sohn erst nach ihrem Tode zukommen soll, so entsteht der Anspruch des Sohnes logischerweise auch erst im bezeichneten Fall. Stirbt der Sohn allerdings zuerst, fällt das Sparbuch wieder der Mutter zu. Es kommt also nicht in den Nachlass des Sohnes; denn sein Anspruch hing schließlich (konstitutiv) vom Tode der Mutter ab.

In den übrigen „Sparbuch-Fällen“ sind regelmäßig die Perspektive der Bank und der Besitz des Sparbuches entscheidend:

Demnach ist Berechtigter an dem Sparbuch derjenige, der das Inhaberpapier besitzt und auch aus der Sicht des der Bank bei der Kontoeröffnung als Forderungsberechtigter gilt.

3. Dritt- bzw. Vollzugsverhältnis:
Der Berechtigte erhält (im Falle des „Fälligwerdens“ des Versprechens) unmittelbar einen Anspruch gegen den Versprechenden, §328 I BGB.

Der Versprechende kann dem Begünstigten jedoch diejenigen Einwendungen entgegenhalten, die er auch dem Versprechensempfänger entgegenhalten kann, §334 BGB.

Wer im Falle der Pflichtverletzung des Versprechenden im Vollzugsverhältnis Rechte geltend machen kann, ist umstritten. Zwar ist der Begünstigte unmittelbarer Leistungsempfänger; dieser Anspruch ist hingegen nur aus dem Deckungsverhältnis abgespalten, was die Geltendmachung der Ansprüche durch den Versprechensempfänger nahe legt.

II. Begriffliche Konturierung

Oben dargestelltes Schuldverhältnis wird als „echter“ Vertrag zugunsten Dritter bezeichnet. Gesetzlich nicht geregelt, aber in der Praxis viel häufiger auftretend, ist jedoch der so genannte „unechte“ Vertrag zugunsten Dritter; aus diesem Vertrag wird kein unmittelbarer Anspruch zugunsten des oder der Begünstigten begründet.

Die Geltendmachung des Anspruches obliegt vielmehr dem Versprechensempfänger, welcher die Leistung dann dem Dritten zuwendet.

Beispiel:

A feiert mit seinen Freunden Geburtstag. Er lädt in ein Restaurant mit dem Versprechen, Speisen und Getränke zu bezahlen. 

Der (Werk-)Vertrag besteht allein zwischen dem Wirt und A; nur A ist forderungsberechtigt.
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Leistungsempfänger 
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i.S.v. Versprechensempfänger





Leistung











Zuwendung








Dritter
Die Abgrenzung des echten VzD zum unechten VzD erfolgt anhand der Auslegung des Vertrages. Insoweit sind die in §§329 - 332 BGB enthaltenen besonderen Auslegungsregeln zu berücksichtigen.
III. „Verfügung“ zugunsten Dritter- gibt es so was?

In der Literatur wird zum Teil eine analoge Anwendung der §§328 ff. BGB befürwortet, die Verfügungen zugunsten Dritter erlaubt.

Die Rechtsprechung lehnt dies jedoch seit jeher mit der Begründung ab, dass keine planwidrige Regelungslücke bestünde, da das angestrebte Ziel auch anderweitig erreicht werden könne (z.B. durch Ermächtigung, Stellvertretung).

Eine gesetzliche geregelte Ausnahme ist hingegen die Schuldübernahme gem. §414 BGB. Sie ist einerseits Verfügung, andererseits Vertrag zugunsten des frei werdenden Schuldners.

IV. Beispiele für einen „echten“ Vertrag zugunsten Dritter

→ Lebensversicherung

→ Grundstückskaufvertrag, der bestimmt, dass dem Makler eine Courtage zusteht
→ Vertrag zwischen Krankenhaus und Krankenkasse über die Versorgung der Versicherten
→ Schuldübernahme, §414 BGB
→ Schuldbeitritt, der zwischen Schuldner und Beitretendem geschlossen wird zugunsten des Gläubigers

→ Vertrag bei der heterologen Insemination, bei dem der Vater dem entstehenden Kind einen Unterhaltsanspruch einräumt, indem er es als ehelich anerkennt

Vorsicht:
Dieser Vertrag ist dann bindend! Selbst wenn später die Nichtehelichkeit des Kindes festgestellt wird, bleibt der Mann vertraglich zur Unterhaltszahlung verpflichtet!

→ Sparbuch auf Namen eines Dritten (beachte aber o.g. Anhaltspunkte für Berechtigungsvermutung)
V. Abgrenzung des echten VzD zur Schenkung auf den Todesfall


Merke:

In juristischen Sachverhalten kann die Abgrenzung der einzelnen Institute sich als sehr schwierig herausstellen.



So kommen neben dem echten und unechten VzD auch die schlichte Schenkung, die Schenkung auf den Todesfall und die Schenkung auf den Todesfall, die unter Lebenden angestoßen wird, in Betracht!


Kernproblem ist dabei die drohende Aushöhlung erbrechtlicher Vorschriften und damit auch der Interessen von Erben, Vermächtnisnehmern und Nachlassgläubigern. 


Dies sollte in jeder Falllösung berücksichtigt werden; zugleich dürfen aber auch die Interessen des begünstigten Dritten und des Erblassers nicht außer Acht gelassen werden!
VI. Erbrechtliche Nachfolgelösungen: Eintrittsklauseln

→ Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag einer Personengesellschaft, wonach im Falle des Todes eines Gesellschafters ein Dritter das Recht erhält, in die Gesellschaft einzutreten; echter VzD gem. §328 BGB

→ Begünstigter tritt jedoch nicht automatisch mit dem Tode des ausscheidenden Gesellschafters in die Gesellschaft ein, sondern erst durch Erklärung ggü. den verbleibenden Gesellschaftern

→ durch die Erklärung erhält er einen Anspruch auf Eintritt in die Gesellschaft ggü. den verbliebenen Gesellschaftern

→ möglich ist auch eine Bestimmung, wonach ein Dritter in die Gesellschaft auf Verlangen der übrigen Gesellschafter eintreten kann, ohne selbst einen Anspruch geltend machen zu können; ihm stehen dann allerdings die in §139 HGB bezeichneten Rechte zu

→ von der Eintrittsklausel zu unterscheiden ist die Nachfolgeklausel, durch die ein bezeichneter Dritter mit dem Tode des Erblassers unmittelbar in dessen Rechtsstellung eintritt
     





Vertrag





Schenkung auf den Todesfall





→ Schenkungsversprechen, welches unter der aufschiebenden Befristung des Todes des Schenkers und gleichzeitig unter der Bedingung des Überlebens des Beschenkten abgegeben wird





→ fällt unter §2301 BGB, muss daher auch dessen Formerfordernis erfüllen





→ Umgehung erbrechtlicher Bestimmungen soll vermieden werden





→ vollzieht der Schenker das RG (zumindest teilweise) noch zu Lebzeiten, finden die Vorschriften über die Schenkung unter Lebenden Anwendung, §§2301 II, 516 ff. BGB;


„gewisser dinglicher Vollzug“ ausreichend, vollständige Übertragung nicht erforderlich














echter Vertrag zugunsten Dritter





→ Geschäft unter Lebenden





→ keine Anwendung erbrechtlicher Vorschriften





→ Form richtet sich nach dem Vertragstypus, der das Grundverhältnis kennzeichnet





→ kann auch auf den Todesfall des Versprechensempfängers hin abgeschlossen werden gem. §§328, 331 BGB





→ Anspruch gegen den Versprechenden gehört nie zum Vermögen des Versprechensempfängers, somit auch nicht zu seinem Nachlass








� vgl. auch „Erbrechtliche Nachfolgelösungen in Gesellschaftsverträgen“ im Ordner Erbrecht.





